
 

 

 

Verwaltungsgericht Göttingen 
Beschluss 

2 B 671/17 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V. (LBU),  
Goebenstraße 3a, 30161 Hannover 

– Antragsteller – 

  
 

gegen 

Landkreis Göttingen 
vertreten durch den Landrat,  
Reinhäuser Landstraße 4, 37083 Göttingen 

– Antragsgegner – 
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wegen Anfechtung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
hier: Antrag nach § 80 Abs. 7 VwGO 

hat das Verwaltungsgericht Göttingen - 2. Kammer - am 17. Januar 2025 beschlossen: 

Der Antrag wird abgelehnt.  

Soweit in diesem Abänderungsverfahren zusätzliche Kosten angefal-
len sind, werden diese von der Beigeladenen und dem Antragsgegner 
– die ihre außergerichtlichen Kosten jeweils selbst tragen – je zur 
Hälfte getragen. 

 

Gründe 

Der Antrag der Beigeladenen vom 28. Juni 2024, dem sich der Antragsgegner am 14. 

November 2024 angeschlossen hat, 

„unter Abänderung des Beschlusses des Verwaltungsgerichts Göttingen vom 21. 

März 2018 (2 B 671/17) wird der Antrag abgelehnt“, 

hat keinen Erfolg.  

Dabei kann dahinstehen, ob der so formulierte Antrag dem Rechtsschutzbegehren der 

Beigeladenen (ausreichend) Rechnung trägt oder er dahingehend zu formulieren gewe-

sen wäre, den Beschluss der Kammer vom 21. März 2018 zu ändern und zusätzlich die 

sofortige Vollziehung der der (Rechtsvorgängerin der) Beigeladenen erteilten immissi-

onsschutzrechtlichen Teilgenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von vier Wind-

energieanlagen (WEA 1,3, 4 und 5) vom 14. Oktober 2016 in der Fassung vom 6. März 

2024 anzuordnen (vgl. dazu ausführlich Nds. OVG, Beschl. v. 28.7.2023 - 12 MS 89/22 

-, juris Rn. 8 ff.; zur Beibehaltung der Beteiligtenbezeichnungen s. ebendort Rn. 6). Denn 

der nach § 80 Abs. 7 Satz 2 VwGO i.V.m. § 80a Abs. 3 VwGO statthafte Antrag hat 

jedenfalls in der Sache keinen Erfolg.  

Zwar hat der Antragsgegner unter Anwendung des am 29. März 2023 in Kraft getretenen 

§ 6 WindBG am 6. März 2024 einen „Änderungsbescheid“ zur Teilgenehmigung vom 14. 

Oktober 2016 erlassen, so dass die Beigeladene und der Antragsgegner „veränderte 

Umstände“ i.S.d. § 80 Abs. 7 VwGO geltend machen. Veränderte Umstände, die im Er-

gebnis zu einer vom früheren Antragsverfahren abweichenden Beurteilung der Sach- 

und Rechtslage führen, liegen jedoch nicht vor. Der die Ausgangsentscheidung tragende 

Fehler (fehlerhafte UVP-Prüfung) ist nicht beseitigt worden.  
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Zwar hat die Antragsgegnerin bis zum 20. Juni 2019 eine erneute UVP-Vorprüfung 

durchgeführt. Diese führte jedoch zu dem Ergebnis, dass – insbesondere aufgrund des 

Vorkommens windenergiesensibler Tierarten – eine UVP erforderlich sei. Diese wurde 

zwar eingeleitet, aber bis heute – unstreitig – nicht abgeschlossen. Entsprechend enthält 

der Änderungsbescheid auch keine Angaben zur Zulassung aus UVP-rechtlicher Sicht 

(vgl. § 26 UVPG).   

Die Pflicht zur Durchführung einer UVP ist auch nicht nachträglich durch den von der 

Beigeladenen am 3. April 2023 – also zeitlich nach der Genehmigungserteilung – gemäß 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 3 WindBG gestellten Antrag entfallen.  

Zwar ist § 6 Abs. 1 WindBG auch auf bereits laufende Genehmigungsverfahren anzu-

wenden, bei denen der Vorhabenträger den Antrag – wie hier – vor dem 29. März 2023 

gestellt hat. Dies gilt jedoch nur dann, wenn noch keine endgültige Entscheidung ergan-

gen ist. Die „endgültige“ Entscheidung i.S.d. § 6 Abs. 2 Satz 3 WindBG liegt nach der 

Rechtsprechung des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts (Urt. v. 10.9.2024 – 

12 KS 34/22 -, juris Rn. 97 ff.), der eine unionsrechtliche Auslegung des Begriffs zu-

grunde liegt und der sich die Kammer im Verfahren nach § 80 Abs. 7 VwGO unter Be-

rücksichtigung des Vortrags der Beigeladenen und des Antragsgegners anschließt, be-

reits mit der Erteilung und nicht erst mit dem Eintritt der Bestandskraft einer immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung nach § 4 BImSchG vor. In einem sich an diese Geneh-

migungserteilung (d.h. hier an die Teilgenehmigung vom 14. Oktober 2016) anschlie-

ßenden etwaigen Widerspruchs- oder Klageverfahren besteht kein entsprechendes Op-

tionsrecht des Vorhabenträgers – hier der Beigeladenen – mehr (offen gelassen: OVG 

B-B, Urt. v. 18.12.2024 - 7 A 39/24 -, juris Rn. 39; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 18.6.2024 - 

10 S 1546/23 - juris, Rn. 39; OVG NRW, Urt. v. 24.8.2023 - 22 A 793/22 - juris Rn. 157; 

aA VG Schwerin, Urt. v. 27.11.2023 - 2 A 1310/20 SN - juris Rn. 32 ff.). 

Der Verfahrensfehler nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 UmwRG führt vorbehaltlich einer erfolgten 

rechtmäßigen Nachholung der UVP zwingend zur Nichtvollziehbarkeit der Genehmigung 

(vgl. Nds. OVG, Beschl. v. 11.6.2021 - 4 ME 267/20 -, juris Rn. 12). Anderes folgt – so-

fern dieser hier überhaupt anwendbar ist – auch nicht aus dem neuen § 80c VwGO. Zum 

einen ist nicht offensichtlich, dass der Mangel in absehbarer Zeit behoben sein wird, zum 

anderen gilt nach § 80c Abs. 2 Satz 5 der Satz 1 grundsätzlich nicht für Verfahrensfehler 

gemäß § 4 Abs. 1 UmwRG. Die Kammer entscheidet auch nicht im Rahmen einer Voll-

zugsfolgenabwägung (vgl. § 80c Abs. 3, 4 VwGO). 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Kammer berücksichtigt da-

bei, dass für dieses Abänderungsverfahren keine Gerichtsgebühren und nach Maßgabe 
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des § 16 Nr. 5 RVG auch keine zusätzlichen Rechtsanwaltsgebühren anfallen, also 

grundsätzlich nur Auslagen erstattungsfähig sein können. Daher erübrigt sich auch die 

Festsetzung eines Streitwertes für das Abänderungsverfahren (vgl. Nds. OVG, Beschl. 

v. 26.11.2019 - 12 OA 198/19 -, juris Rn. 1 sowie v. 28.7.2023 - 12 MS 89/22 -, juris Rn. 

33). 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das Niedersächsische Oberverwal-
tungsgericht in Lüneburg zulässig. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem 

Verwaltungsgericht Göttingen, 
Berliner Straße 5, 37073 Göttingen, oder 
Postfach 37 65, 37027 Göttingen, 

 
einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der 
Frist bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht in Lüneburg eingeht. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses zu 
begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt 
worden ist, bei dem 

Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht 
Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, oder 
Postfach 23 71, 21313 Lüneburg, 

 
einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus 
denen der Beschluss abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit dem angefochte-
nen Beschluss auseinandersetzen. 

Für die Einleitung und die Durchführung des Rechtsmittelverfahrens besteht ein Vertre-
tungszwang nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 VwGO. 

 


